
Suchergebnisse: Religionsunter

11. September 1825 – Das Gesetz über die Ansässigmachung und Verehelichung

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Mit dem Gesetz über die Ansässigmachung und

Verehelichung verfolgt der Staat vier Ziele:    Vermehrung der Bevölkerung,  Hebung des

allgemeinen Wohlstands,  Verbesserung der Sittlichkeit und  Verringerung der Zahl der

unehelichen Kinder.    Ansässigmachung ist ein Rechtsverhältnis, das zwischen einem

(männlichen) Individuum und einer Gemeinde begründet wird. Voraussetzung für die

Ansässigmachung ist    der Besitz eines Grundvermögens,  der Besitz eines realen, radizierten

oder konzessionspflichtigen Gewerbes oder  die definitive Einstellung in einem öffentlichen Amt

des Staates, der Kirche oder einer Gemeinde oder  ein anderweitig gesicherter Nahrungsstand. 

Die Erfüllung der Bestimmungen des Militärkonskriptsionsgesetzes,  ein guter Leumund und  den

vorschriftsmäßigen Besuch des Schul- und Religionsunterrichts.    Der Ansässigmachungstitel

beinhaltet die Erlaubnis zur Verehelichung. Bei Wiederverehelichung oder wenn zwischen

Ansässigmachung und dem Heiratsgesuch ein längerer Zeitraum verstrichen ist, wird überprüft,

ob die Voraussetzungen für die erteilte Ansässigmachung noch gegeben sind. So ist es möglich,

auch einen Ansässigen Bewerber die Heiratserlaubnis zu verweigern. 

1835 – Schulpflichtige Kinder in preußischen Fabriken

Berlin * Eine provisorische Verordnung zur Sicherstellung des Schul- und Religionsunterrichts für

schulpflichtige Kinder in Fabriken in Preußen wird ausgearbeitet. Obwohl sie die Bildungs- und

Lebensbedingungen der betroffenen Kinder verbessern könnte, verhindert der Kultusminister ihre

Umsetzung, sodass sich an fer Situation für die Kinder zunächst nichts ändert.

29. November 1918 – In Preußen wird das Schulgebet abgeschafft

Berlin * Das Preußische Kultusministerium       schafft das Schulgebet vor und nach dem

Unterricht ab und   verbietet alle religiös geprägten Feiern.   Schüler dürfen nicht mehr zur

Teilnahme an Gottesdiensten oder am Religionsunterricht verpflichtet werden.   Religionslehre ist

kein Prüfungsfach mehr.      Dieser Erlass löst vor allem in den katholischen Reihen einen Sturm

der Empörung aus. 
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16. Dezember 1918 – Die geistliche Schulaufsicht wird abgeschafft

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat billigt die von Kultusminister Johannes Hoffmann

vorgelegte „Verordnung, betreffend Beaufsichtigung der Volksschule“. Darin wird ab 1. Januar

1919 die geistliche Schulaufsicht abgeschafft und Übergangsregelungen für die Zeit bis dahin

festgeschrieben.       Die Ortsschulaufsicht geht vom Ortspfarrer auf den Bürgermeister über.  

Darüber hinaus wird ein freireligiöser Sittenunterricht eingeführt und   der Zwang zur Teilnahme

am Religionsunterricht abgeschafft.      Damit sind zentrale kulturpolitische Forderungen der

Sozialdemokratie der letzten Jahrzehnte erfüllt. 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der

Rheinpfalz ausüben. 

25. Januar 1919 – Der obligatorische Religionsunterricht wird abgeschafft
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München-Kreuzviertel * Die bayerische Revolutions-Regierung beseitigt den obligatorischen

Religionsunterricht.          Kinder dürfen demnach nicht mehr gegen den Willen der

Erziehungsberechtigten zur Teilnahme am Religionsunterricht und am Gottesdienst angehalten

werden.    Zur Freistellung vom Religionsunterricht genügt eine einfache Willenserklärung der

Eltern. 

28. Januar 1919 – Die bayerischen Bischöfe drohen mit Exkommunikation

Freistaat Bayern * Die bayerischen Bischöfe veröffentlichen eine gemeinsame Erklärung, in der

die Erklärung des Religionsunterrichts zum Wahlfach als neue kulturkämpferische

Gewalttat bezeichnet wird.        Die Maßnahme werde „Familienstreitigkeiten, endlose

Beunruhigung unseres Volkes und zunehmende sittliche Verwilderung der Jugend“ zur Folge

haben.   Eltern, die ihre Kinder vom Religionsunterricht abmelden, droht die

Exkommunikation und der Ausschluss vom kirchlichen Begräbnis. 

29. Januar 1919 – Die Freisinger Erklärung der bayerischen Bischöfe

Freising * Für den Münchner Erzbischof Michael von Faulhaber ist Kultusminister Johannes

Hoffmann ein „ausgesprochener Kulturkämpfer und Kirchenhasser“. In ihrer Freisinger

Erklärung fassen die Bischöfe ihren „flammenden Protest“ zusammen und prangern in einem

Hirtenbrief die Maßnahme als „Fehdehandschuh gegen den Herrn selbst“ an.     Der

Hirtenbrief beginnt so: „Herodes der Kindermörder ließ die unschuldigen Kinder von Bethlehem

hinschlachten. Unbekümmert um das Weinen und Wehklagen der Mütter, unbekümmert um das

Todeswimmern der sterbenden Kinder, ließ er an wehrlosen Kindern seine Wut aus, um mit ihnen

den neugebornen König der Juden, den vermeintlichen Anwärter seines Thrones aus dem Weg

zu schaffen.“     In einer extrem polemischen und ehrverletzenden Art geht es weiter: „Geliebte

Erzdiözesanen!  Am letzten Montag ist im Volksstaate Bayern eine Verordnung ergangen, die vor

dem Richterstuhl Gottes schwerer wiegt als der Blutbefehl des Herodes. Durch eine Verordnung

des Unterrichtsministers wurde der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als

Pflichtfach abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert.“

2. Februar 1919 – Ein Hirtenbrief wird von Bayerns Kanzeln verlesen

München - Freistaat Bayern * Der am 29. Januar versandte Hirtenbrief wird von allen bayerischen

- und damit auch pfälzischen - Kanzeln verlesen. Darin wird die Verordnung des Kultusministers

Münchner Zeitensprünge Seite 3/8



Johannes Hoffmann, wonach „der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als Pflichtfach

abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert“ in einer sehr

propagandistisch-verletzenden Art angeprangert.&nbsp;

3. Februar 1919 – BVP-Proteste gegen den Religionsunterrichts-Erlass

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP&nbsp;hält in allen Stadtteilen

Protestversammlungen gegen den Religionsunterrichts-Erlass&nbsp;ab, der den Besuchszwang

der Religionsstunden&nbsp;abgeschafft hat.&nbsp;

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die

zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich
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- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern

auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die

Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat
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für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen

der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 

29. März 1924 – Das Bayerische Konkordat - ein Staatsvertrag
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München * Durch die Revolution&nbsp;und der damit verbundenen veränderten Staatsform wird

dem Staatskirchentum&nbsp;das Fundament entzogen.&nbsp;Deshalb versucht die katholische

Kirche seit dem Jahr 1920 vergeblich, einen Staatsvertrag&nbsp;- ein Konkordat&nbsp;- mit den

Vertretern der Weimarer Republik&nbsp;zu schließen, mit dem ihre Stellung im Staat fest definiert

wird.    Nachdem sich dieser Weg so nicht realisieren lässt, beginnt der päpstliche

Nuntius&nbsp;in München, Eugenio Pacelli, der spätere Papst Pius XII., gemeinsam mit

Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber, mit dem republikanischen Freistaat Bayern&nbsp;ein

Konkordat&nbsp;abzuschließen.&nbsp;Das bayerische Konkordat       sichert der Kirche nach

Außen den Schutz durch den Staat&nbsp;zu und   gibt ihr gleichzeitig die völlige Unabhängigkeit

nach Innen.   Die Ernennung und Abberufung von Professoren&nbsp;an den theologischen

Fakultäten der Universitäten&nbsp;und der Religionslehrer an den höheren

Schulen&nbsp;obliegen nun allein den Bischöfen, die wiederum nur vom Papst ernannt werden.  

Der Religionsunterricht&nbsp;wird zum Hauptfach&nbsp;an den Schulen erklärt und die

Bekenntnisschule zur Regelschule&nbsp;gemacht. &nbsp;   Schulgebet und

Schulgottesdienste&nbsp;werden staatsrechtlich abgesichert.   Weiter wird festgelegt, dass der

Freistaat Bayern&nbsp;feste Beträge an die Kirche abzutreten und bei finanziellen Notlagen die

Kirche zu unterstützen hat.   Der Steuerzahler finanziert die Gehälter und Wohnungen der

Geistlichen, ihre Ruhestandsgelder, Gebäude usw. &nbsp;   Die katholische Kirche in Bayern

lässt sich ihre Ausgaben zu einem großen Teil vom Staat zahlen, ohne gleichzeitig dessen

Kontrolle dulden zu müssen. Dazu wird die Kirchensteuer&nbsp;festgeschrieben. &nbsp;      Das

„bayerische Konkordat“ hat Vorbildfunktion für weitere Abkommen zwischen Staat und

Kirche.&nbsp;

20. Juli 1933 – Das Konkordat wird ratifiziert

Rom-Vatikan - Berlin * Das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen

Reich wird vom - katholischen - Vizekanzler Franz von Papen und vom

Kardinalstaatssekretär Eugenio Pacelli im Vatikan unterzeichnet.       Das Vertragswerk bestätigt

die bestehenden Länderkonkordate mit Bayern, Preußen und Baden und   den Fortbestand der

katholischen theologischen Fakultäten an den Universitäten,   sichert den katholischen

Religionsunterricht an allen Schularten und   die Beibehaltung und Neueinrichtung von

Bekenntnisschulen,   die Freiheit des Bekenntnisses und   der öffentlichen Ausübung der

Religion,   den staatlichen Schutz für Geistliche,    den Schutz des Beichtgeheimnisses und   den

Schutz der katholischen Organisationen.    Außerdem wird die Militärseelsorge und   das eigene

kirchliche Steuerrecht garantiert.        Die Kirche gesteht hingegen den neuen Machthabern nur

wenig zu:       Entpolitisierung des Klerus,   Treueeid der Bischöfe gegenüber dem Deutschen
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Reich und seinen verfassungsmäßig gebildeten Regierungen.      Die Reichsregierung macht der

Kirche sehr große Zugeständnisse mit dem Ziel, internationale Anerkennung zu erhalten und die

deutschen Katholiken für die Bewegung zu gewinnen, solange deren Macht noch nicht gefestigt

ist.       Keine der anderen neunzehn Weimarer Regierungen, auch nicht die Koalitionen mit

Zentrumsbeteiligung, war der katholischen Kirche so weit entgegengekommen. 

21. August 1945 – Die erste katholische Bischofskonferenz nach dem Krieg

Fulda * In Fulda beginnt die erste gemeinsame Plenarkonferenz der katholischen deutschen

Bischöfe nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Der traditionelle Tagungsort am Grab des

heiligen Bonifatius steht für die Einheit der Kirche in einem besetzten und politisch geteilten

Deutschland.  Die Bischöfe beraten über die Folgen der nationalsozialistischen Herrschaft, die

Not der Bevölkerung und den kirchlichen wie gesellschaftlichen Wiederaufbau. Weitere Themen

sind die Betreuung von Flüchtlingen und Heimatlosen, die Wiederzulassung katholischer

Schulen, der Religionsunterricht und die Neuordnung des kirchlichen Lebens.
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